
lands in den Jahren nach 1945 die Axt an die Wurzeln 
des preußisch-deutschen Militarismus und des Faschis­
mus gelegt hat, weil es die Junker und Monopolher­
ren entmachtete und sich auf seine eigene Kraft besann, 
um ein neues Leben auf der Grundlage der Demokratie 
und des Friedens aufzubauen.

Diese historische Wende in der Geschichte unseres 
Volkes wäre undenkbar gewesen ohne die großzügige 
Unterstützung durch die Sowjetunion unter Führung 
des großen Freundes des deutschen Volkes, Generalissi­
mus Stalin. (Beifall)
Ihm gilt auch an dieser Stelle unser tiefempfundener 
Dank. Das Stalinsdie Prinzip der Gleichberechtigung 
aller Nationen hat, weil es unabdingbar ist und im 
Interesse aller Völker der Welt liegt, auch auf das 
deutsche Volk trotz seiner imperialistischen und kriege­
rischen Vergangenheit Anwendung gefunden. Unabhän­
gig und als gleichberechtigtem Mitkämpfer im Kre'ise der 
friedliebenden Nationen ist dem deutschen Volk in seiner 
demokratischen Republik die Möglichkeit gegeben, sein 
nationales Leben neu zu gestalten und aus eigener 
Kraft einen ungeahnten Aufschwung seiner Wirtschaft 
und Kultur zu erreichen.

Unsere wachsenden Erfolge im Innern wie in den aus­
wärtigen Beziehungen der Deutschen Demokratischen 
Republik sind Tatsachen, und diese Tatsachen werden 
den letzten ehrlichen Deutschen auch im Westen unse­
rer Heimat überzeugen. Die Tatsachen beweisen mit 
jedem Tage deutlicher, daß der von uns beschrittene 
und für das ganze deutsche Volk notwendige Weg der 
einzige ist, der nicht in neues Elend, in Arbeitslosigkeit 
und neue Kriegsabenteuer führt, sondern aufwärts in 
eine glücklichere und friedliche Zukunft.

Für die imperialistischen Kriegsbrandstifter und ihre 
westdeutschen und Westberliner Helfer war allerdings die 
endgültige friedliche Bereinigung der deutsch-polnischen 
Grenzfrage auf der Grundlage des Potsdamer Abkom­
mens ein Schlag ins Gesicht. Weil die Imperialisten den 
Krieg wollen und ein neues entsetzliches Verbrechen an 
der Menschheit vorbereiten, deshalb erhöben sie ein so 
hysterisches Geschrei gegen das Abkommen über die 
Markierung der deutsch-polnischen Staatsgrenze. Sie 
brauchen einen ständigen Unruheherd in Europa. Sie 
brauchen die Verewigung der jahrhundertealten Feind­
schaft zwischen dem deutschen und dem polnischen Volk, 
um die Menschen ideologisch auf ihr blutiges Kriegsge­
schäft gegen die Sowjetunion und die Volksdemokratien 
vorzubereiten und zur Verwendung als Kanonenfutter 
reif zu machen.

Unsere beiden friedliebenden Völker aber haben 
ihnen einen Strich durch die Rechnung gemacht.

(Sehr richtig! — Beifall)
Das Abkommen sagt diesen Herren unmißverständlich: 
Hier wird eure Rechnung nicht aufgehen! An 'dieser 
Stelle Europas ist der Frieden gesichert! Das neue, 
volksdemokratische Polen und das neue, friedliebende, 
demokratische Deutschland sind in fester, unlösbarer 
Freundschaft miteinander verbunden!

(Erneuter Beifall)
Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 

wird ihren zielklaren Weg im Interesse des ganzen deut­
schen Volkes konsequent weitergehen. Sie weiß, daß 
ihre Sache gerecht ist, denn es ist die Sache des Friedens 
und der Demokratie. Der Kampf um den Bestand und 
die nationale Einheit unseres Vaterlandes wird alle pa­
triotischen Kräfte erfassen und zum Siege führen. Nicht 
zuletzt wird uns dabei das polnische Volk, das auch in 
den vergangenen schwersten Jahren seiner Geschichte 
seine nationalen Aufgaben zum Wohle der gesamten 
fortschrittlichen Menschheit erfüllt hat, ein Beispiel sein!

(Sehr wahr!)

Aus den dargelegten Erwägungen ersucht die Regie 
rung der Deutschen Demokratischen Republik die Abge­
ordneten der Volkskammer, dem Abkommen vom 6. Juli 
1950 über die Markierung der kleutsch-polnischen Staats­
grenze ihre Zustimmung zu geben.

(Lebhafter Beifall)

Präsident Dieckmann:
Dem Präsidium des Hauses ist zu diesem Punkt der 

Tagesordnung ein gemeinsamer Entschließungsantrag 
aller Fraktionen des Hauses zugegangen. Die Fraktionen 
haben den Herrn Abgeordneten und Vizepräsidenten 
Homann gebeten, diese Entschließung zur Verlesung zu 
bringen. Ich erteile ihm das Wort.

Abg. Homann (NDPD):
Gemeinsame Erklärung aller Fraktionen der Pro­
visorischen Volkskammer zum Abkommen zwi­
schen der Deutschen Demokratischen Republik 
und der Republik Polen über die Markierung 
der festgelegten und bestehenden 'deutsch-polni­
schen Staatsgrenze 

Dem Anträge der Provisorischen Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik entsprechend 
erteilt die Piovisorische Volkskammer der Deut­
schen Demokratischen Republik dem am 6. Juli 1950 
in Zgorzelec Unterzeichneten „Abkommen zwischen 
der Deutschen Demokratischen Republik und der Re­
publik Polen über die Markierung der festgelegten 
und bestehenden deutsch-polnischen Staatsgrenze" 
ihre Zustimmung.

(Lebhafter Beifall)
Die Provisorische Volkskammer der Deutschen De­
mokratischen Republik erblickt in diesem Abkom­
men einen wichtigen Beitrag zur Festigung des Frie­
dens in Europa und zur Stärkung des ständig 
wachsenden Friedenslagers der Welt im Kampfe 
gegen die Kriegshetze und die Kriegsvorbereitun­
gen des anglo-amerikanischen Imperialismus. Sie ist 
der Überzeugung, daß durch die nunmehr auf der 
Grundlage des Potsdamer Abkommens vollzogene 
endgültige Festlegung der deutsch-polnischen Staats­
grenze den imperialistischen Kriegstreibern ein 
schwerer Schlag versetzt ist und der Grundstein für 
eine dauerhafte Freundschaft und gutnachbarliche 
Zusammenarbeit zwischen dem deutschen und dem 
polnischen Volk gelegt wurde.
Jahrhundertelang sind alle nachbarlichen Beziehun­
gen zwischen den beiden Völkern durch die Kriege 
und die Gewaltpolitik des preußisch-deutschen Mili­
tarismus zerstört worden. Nicht nur das polnische 
Volk, dem durch das militaristische und imperialisti­
sche Deutschland unsägliche Leiden zugefügt wur­
den, sondern auch das deutsche Volk selbst hat die­
sen verhängnisvollen Weg, der seinen Höhepunkt 
in dem grausigen Vernichtungswerk der nazistischen 
Politik des Völker- und Rassenhasses gefunden 
hatte, teuer bezahlen müssen.
Von dem Bewußtsein ihrer Verantwortung gegen­
über dem deutschen Volk erfüllt, begrüßt die Pro­
visorische Volkskammer der Deutschen Demokrati­
schen Republik deshalb das Abkommen über die 
Markierung der festgelegten und bestehenden 
deutsch-polnischen Staatsgrenze als einen histori­
schen Wendepunkt in den Beziehungen zwischen 
den beiden Völkern und als Ausdruck der konse­
quenten Friedenspolitik der Provisorischen Regie­
rung der Deutschen Demokratischen Republik.

(Beifall)
Mit diesem Abkommen ist eine weitere Vorausset­
zung für eine rasche Aufwärtsentwicklung unseres
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